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20. Jahresarbeitstagung Verwaltungsrecht
in Leipzig

Die 20. Jahresarbeitstagung Verwaltungsrecht findet vom 24. bis
25.01.2014 in Leipzig statt. Die Jubiläumsveranstaltung, die am Freitag
um 10 Uhr beginnt und am Samstag um 13.30 Uhr endet, wird sich
mit dem Generalthema „Energiewende“ befassen und dabei zahlreiche
Rechtsprobleme aus diesem Bereich aufgreifen. Thematisiert werden
auch Fragen des Öffentlichen Baurechts und des Kommunalrechts, so-
weit sie mit dem Generalthema in Zusammenhang stehen. Die Präsiden-
tin des Bundesverwaltungsgerichts, Frau Marion Eckertz-Höfer, wird die
Veranstaltung mit einem Grußwort eröffnen.

Die Themen im Überblick:
Rechtsprobleme der Energiewende – Gesetzliche und verfassungsrechtli-
che Grundlagen

Dr. Philipp Fest, Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes NRW, Düsseldorf
Prof. Dr. Georg Hermes, Frankfurt am Main

Planfeststellung und Energienetzplanung im System des NABEG
Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner, LL.M, Rheinische Friedrich-Wilhelms-
Universität, Bonn

Energie aus der Tiefe – Geothermie und Fracking
Dr. Markus Deutsch, Rechtsanwalt, Bonn

Rechtsprobleme bei der (Re-)Privatisierung kommunaler Energieträ-
ger – aus der Sicht des Europa- und Verfassungsrechts

Prof. Dr. Christoph Brüning, Christian-Albrecht-Universität zu Kiel
– Finanzierungsrechtliche Folgen
Prof. Dr. Markus Arndt, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Verwaltungs-
recht, Kiel

Öffentliches Baurecht
– Die neue Rechtsprechung zu Windenergieanlagen
Prof. Dr. Rüdiger Rubel, Vorsitzender Richter am Bundesverwaltungs-
gericht, Leipzig
– Europäisches Artenschutzrecht und Energiewende
Prof. Dr. Martin Gellermann, Rechtsanwalt, Westerkappeln

Kommunalrecht
– Bürgerentscheid, Bürgerbegehren: Rechtliche Voraussetzungen und
prozessuale Durchsetzung
Dr. Peter Neumann, Rechtsanwalt, Dresden
– Binnenstreitigkeiten innerhalb der Kommune: Rechtliche Voraus-
setzungen und praktische Anwendungsprobleme
Dr. Margarete Mühl-Jäckel, LL.M., Rechtsanwältin, Potsdam

Informationen und Anmeldung unter: Deutsches Anwaltsinstitut, Uni-
versitätsstr. 140, 44799 Bochum, E-Mail: info@anwaltsinstitut.de.

AUS DEM BUNDE STAG

Verhältnis von SGB XI und SGB XII
Fragen: Welche Wechselwirkungen bestehen zwischen den Regelungen
des § 43a Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) und dem Sechsten und
Siebten Kapitel des SGB XII?

Welche Ansprüche können sowohl aus dem Leistungskatalog des
Sechsten Kapitels als auch aus dem des Siebten Kapitels des SGB XII
bedient werden und wie häufig beziehen Berechtigte gleichzeitig aus bei-
den Kapiteln Leistungen?

Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke: Die Wech-
selwirkungen zwischen § 43a SGB XI und dem Sechsten und Siebten
Kapitel des SGB XII sind Gegenstand der Sonderregelung des § 55 SGB
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XII. Danach umfassen die Leistungen der Eingliederungshilfe für behin-
derte Menschen in einer vollstationären Einrichtung der Hilfe für behin-
derte Menschen i. S. d. § 43a SGB XI auch die Pflegeleistungen in der
Einrichtung.

Bei Vorliegen der sozialhilferechtlichen Voraussetzungen (z. B. Be-
dürftigkeit) bestehen Ansprüche auf bedarfsdeckende Leistungen der
Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des SGB XII, die nachrangig
gegenüber den Leistungen der sozialen Pflegeversicherung nach SGB XI
sind, und Ansprüche auf bedarfsdeckende Leistungen der Eingliede-
rungshilfe für behinderte Menschen nach dem Sechsten Kapitel des SGB
XII nebeneinander. Den gleichzeitigen Leistungsbezug aus beiden Kapi-
teln weist die amtliche Statistik nicht aus; nicht jeder Leistungsberech-
tigte nach dem Sechsten Kapitel des SGB XII ist zugleich auch pflegebe-
dürftig.

(Quelle: BT-Drs. 17/13046 S. 32)

Energieeinsparung bei der Straßen-
beleuchtung

Frage: Teilt die Bundesregierung die Ansicht, dass Energie eingespart
werden könnte, wenn in den deutschen Kommunen, die sich im ländli-
chen Raum befinden, die Straßenbeleuchtung einheitlich zwischen 2 Uhr
und 5 Uhr bzw. zwischen 1 Uhr und 6 Uhr abgeschaltet wird, und gibt
es Erkenntnisse, wie hoch diese Einsparung wäre?

Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer: Der Bundesregierung
liegen keine Erkenntnisse über den möglichen Umfang von Einsparun-
gen durch eine einheitliche nächtliche Abschaltung der Straßenbeleuch-
tung vor. Gegenüber möglichen Einspareffekten ist auch die Sicherheit
bzw. das Sicherheitsempfinden der Anwohner und der Verkehrsteilneh-
mer abzuwägen. Erhebliche Einsparungen lassen sich in der Praxis eben-
falls durch eine Umstellung auf energieeffiziente Beleuchtungstechnolo-
gien erzielen. Im Rahmen der Kommunalrichtlinie fördert bspw. das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit mit
seiner nationalen Klimaschutzinitiative die Umrüstung der Straßenbe-
leuchtung auf LED-Technologie. Durch die geförderten Projekte konnte
eine durchschnittliche Energieeinsparung von rd. 75 % erreicht werden.
Die Deutsche Energie-Agentur (dena) unterstützt im Auftrag des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Technologie Kommunen durch de-
taillierte Informationsangebote (www.lotse-strassenbeleuchtung.de) bei
der Umstellung auf solche Technologien.

(Quelle: BT-Drs. 17/13629 S. 27)

Nachtabschaltung von Lichtsignalanlagen
Frage: Stimmt die Bundesregierung der Aussage zu, dass Energie, Kraft-
stoff, CO2-Ausstoß und Lärm eingespart bzw. gemindert werden könn-
ten, wenn in Berlin und anderen deutschen Großstädten die Ampeln an
schwach frequentierten Kreuzungen zwischen 24 Uhr und 5 Uhr abge-
schaltet werden, weil der in der Nacht geringere Verkehr flüssiger fließen
würde und die Autos nicht mehr vor einer roten Ampel an einer leeren
Kreuzung warten müssen?

Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer: Wissenschaftliche Un-
tersuchungen des Instituts für Verkehrsplanung und Straßenverkehr der
TU Dresden aus dem Jahr 2008 zum Thema „Nachtabschaltung von
Lichtsignalanlagen – Sparen auf Kosten der Sicherheit?“, durchgeführt
im Auftrag des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft
e. V. – Unfallforschung der Versicherer (UDV), bestätigen:

Nächtliches Abschalten von Lichtsignalanlagen führt zur Verschlech-
terung der Verkehrssicherheit. Die vermuteten Stromeinsparungen fallen
mit Blick auf den Einsatz verbesserter Technik (Niedervolttechnik, LED)
und bei Anwendung intelligenter, verkehrsabhängiger Lichtsignalsteue-
rungen vergleichsweise gering aus. Ferner kommt es nur zu geringen
Fahrzeiteinsparungen und damit auch nur zu marginalen Rückgängen
beim Kraftstoffverbrauch, bei der Lärmbelastung und der Schadstoffbe-
lastung.
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Umsetzung der Vorgaben der VwV-StVO festhalten, die ein Abschalten
von Signalanlagen nur in begründeten Ausnahmefällen bei kontinuierli-
cher Überprüfung des Unfallgeschehens vorsieht. In der VwV-StVO wird
zu § 37 StVO zur Nachtabschaltung von Lichtsignalanlagen ausgeführt:

Lichtzeichenanlagen sollten i. d. R. auch nachts in Betrieb gehalten
werden; ist die Verkehrsbelastung nachts schwächer, so empfiehlt es sich,
für diese Zeit ein besonderes Lichtzeichenprogramm zu wählen, das alle
Verkehrsteilnehmer möglichst nur kurz warten lässt. Nächtliches Aus-
schalten ist nur dann zu verantworten, wenn eingehend geprüft ist, dass
auch ohne Lichtzeichen ein sicherer Verkehr möglich ist. Solange die
Lichtzeichenanlagen, die nicht nur ausnahmsweise in Betrieb sind,
nachts abgeschaltet sind, soll in den wartepflichtigen Kreuzungszufahr-
ten gelbes Blinklicht gegeben werden. Darüber hinaus kann es sich emp-
fehlen, negative Vorfahrtzeichen (Zeichen 205 und 206) von innen zu
beleuchten. Solange Lichtzeichen gegeben werden, dürfen diese Vor-
fahrtzeichen dagegen nicht beleuchtet sein.

(Quelle: BT-Drs. 17/13629 S. 27)
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